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gelds II entschieden: Sie beabsichtigt es durch ein neues 
Bürgergeld zu ersetzen. Anhand des Koalitionsvertrags 
(SPD et al., 2021) setzt sich dieser Beitrag kritisch mit die-
sem Vorhaben auseinander.

Eine kurze Bestandsaufnahme der Hartz-IV-Reform

Die Hartz-Reformen und das Arbeitslosengeld II waren 
Kinder ihrer Zeit. Mit der Einführung des Bürgergelds 
müssen deshalb die Prämissen des Arbeitslosengelds II 
kritisch hinterfragt werden. Die Erfahrungen und Er-
kenntnisse der letzten 17 Jahre können bei der Ausge-
staltung des Bürgergelds helfen. Laut Bäcker (2019) war 
für das Arbeitslosengeld II eine Sichtweise handlungs-
leitend, die die Ursachen der hohen Arbeitslosigkeit 
nicht mehr auf gesamtwirtschaftliche Ungleichgewichte 
zwischen Angebot und Nachfrage, sondern vor allem 
„… auf die Eigenschaften, Fähigkeiten und Verhaltens-
weisen der Arbeitslosen“ (S. 253) zurückführte. Entspre-
chend setzte man auf eine Angebotspolitik, die darauf 
abzielte, die Unternehmenskosten zu reduzieren und 
den Betrieben Anreize zu geben, mehr Beschäftigung 
zu schaffen. Ziel der Arbeitsmarktreformen war es ins-
besondere, die Löhne für Geringverdienende zu senken 
und so den Niedriglohnsektor auszuweiten (Herzog-
Stein et al., 2013).

Nun, 17 Jahre später, wissen wir mehr oder doch nicht? 
Von 2005 bis 2019 – dem letzten Jahr vor Ausbruch der 
COVID-19-Pandemie – ging die registrierte Arbeitslosig-
keit in Deutschland um insgesamt 6,7 Prozentpunkte zu-
rück. Wie groß der Beitrag der Hartz-IV-Reform am Rück-
gang der Arbeitslosigkeit war, ist umstritten.

Die Ergebnisse der wissenschaftlichen Literatur zur Wir-
kung der Hartz-IV-Reform, die vor allem aus makroöko-
nomischen Simulationsanalysen besteht, sind ernüch-
ternd. Krebs (2019) schätzt auf der Grundlage seiner ei-
genen Analysen und den Ergebnissen anderer Untersu-
chungen den Beitrag der Hartz-IV-Reform zur Reduktion 
der Arbeitslosigkeit in Deutschland auf höchstens einen 
Prozentpunkt. Bradley und Kügler (2019) untersuchen 
die Wirkung aller Hartz-Reformen und kommen zu dem 
Schluss, dass sie kaum das Beschäftigungsniveau beein-
fl usst haben; gleichzeitig senkte die Hartz-IV-Reform aber 
die Löhne merklich.

Bei der Neugestaltung des Bürgergelds sollten die Er-
fahrungen der vergangenen Jahre berücksichtigt wer-
den. Auch die Beschäftigungseffekte des Bürgergelds 

Mit dem Ende 2003 verabschiedeten vierten Gesetz für 
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz IV) 
fanden die Arbeitsmarktreformen der damaligen rot-
grünen Bundesregierung ihren bis heute umstrittenen 
Abschluss. Das bis dahin bestehende Versicherungs- 
und Transfersystem im Falle von Arbeitslosigkeit wurde 
grundlegend verändert. Die am letzten Arbeitsgehalt 
orientierte Arbeitslosenhilfe und die bedarfsorientierte 
Sozialhilfe wurden durch die bedarfsorientierte Grund-
sicherung für Arbeitsuchende (Arbeitslosengeld II) er-
setzt. Die Höhe des Arbeitslosengelds II entsprach in 
etwa dem Leistungsniveau der bisherigen Sozialhilfe. 
Im Vergleich zur Arbeits- und Sozialhilfe wurde zudem 
ein umfassendes arbeitnehmerseitiges Kombilohnele-
ment durch die nur teilweise Anrechnung von Erwerbs-
einkommen geschaffen (SVR, 2006). Zusätzlich wurde 
mit dem ebenfalls Ende 2003 verabschiedeten Gesetz 
zu Reformen am Arbeitsmarkt die Bezugsdauer des Ar-
beitslosengelds im Rahmen der Arbeitslosenversiche-
rung stark verkürzt.

Obwohl die Hartz-IV-Reform bis heute umstritten ist und 
wiederholt von wissenschaftlicher und politischer Seite 
Reformen am Arbeitslosengeld II gefordert wurden1, hat 
sich nunmehr mit der neuen Koalitionsregierung aus SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP erstmals eine Bundesre-
gierung für eine grundsätzliche Reform des Arbeitslosen-

1 Siehe exemplarisch das Zeitgespräch „Hartz IV – Reform einer um-
strittenen politischen Maßnahme“ im Heft 4/2019 dieser Zeitschrift, 
https://www.wirtschaftsdienst.eu/inhalt/jahr/2019/heft/4/beitrag/
hartz-iv-reform-einer-umstrittenen-politischen-massnahme.html (2. 
Februar 2022).
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te Betreuungsschlüssel im Bürgergeld sind richtig, um 
ein Gleichgewicht zwischen dem Fördern und Fordern 
herzustellen. Dazu passt die Absicht, Arbeitslose bei 
berufl icher Qualifi zierung künftig durch ein zusätzli-
ches Weiterbildungsgeld in Höhe von 150 Euro pro 
Monat fi nanziell besserzustellen und ihnen nach Ende 
der Weiterbildung einen Arbeitslosengeldanspruch von 
mindestens drei Monaten zu gewähren. Die Politik muss 
sich aber bewusst sein, dass Qualifi zierung und Weiter-
bildung einen langen Atem verlangen, da sie insbeson-
dere mittel- und langfristig ihre positiven ökonomischen 
Effekte offenbaren.

Das Kombilohnelement neu ausrichten

Die Bundesregierung plant, das bestehende arbeitneh-
merseitige Kombilohnelement weiterzuentwickeln und mit 
anderen steuerfi nanzierten Sozialleistungen abzustim-
men, sodass „… die Transferentzugsraten die günstigs-
ten Wirkungen hinsichtlich Beschäftigungseffekten und 
Arbeitsmarktpartizipation in sozialversicherungspfl ichti-
ger Beschäftigung erzielen, die Zuverdienstmöglichkeiten 
verbessert und Grenzbelastungen von 100 und mehr Pro-
zent ausgeschlossen werden“ (SPD et al., 2021, 77).

Dies ist generell zu begrüßen, denn im Arbeitslosengeld II 
ist die Zielsetzung des arbeitnehmerseitigen Kombilohn-
elements immer unklar geblieben. Zudem sind die Effekte 
auf das extensive und das intensive Arbeitsangebot, die 
vom derzeitigen Verlauf der Transferentzugsraten ausge-
hen, problematisch. Die großzügigste Förderung erfolgt 
im Eingangsbereich des Kombilohns, denn die ersten 100 
Euro Erwerbseinkommen sind anrechnungsfrei, sodass 
Minijobs mit einem sehr geringen Stundenvolumen fi nan-
ziell attraktiv sind. Danach sind die Transferentzugsraten 
mit 80 % bis 100 % sehr hoch, sodass das Nettoeinkom-
men bei zusätzlichem Arbeitseinkommen nur sehr wenig 
oder gar nicht steigt.

Allerdings sollte die Bundesregierung die Transferent-
zugsraten des arbeitnehmerseitigen Kombilohnelements 
im Bürgergeld so ausrichten, dass insbesondere die 
Aufnahme einer sozialversicherungspfl ichtigen Beschäf-
tigung von einem wöchentlichen Arbeitsumfang von 
mindestens 15 Arbeitsstunden gefördert und so die Ar-
beitslosigkeit beendet wird.2 Es ist hierfür sinnvoll, den 
Verlauf der Transferentzugsraten zukünftig am Mindest-
lohn auszurichten und so zu gestalten, dass sie – bei 
Zugrunde legung eines Mindestlohns von 12 Euro – bis 
zu einem monatlichen Bruttoarbeitseinkommen von 783 

2 Nach § 138 SGB III „Arbeitslosigkeit“ gilt eine arbeitslos gemeldete 
Person erst ab einer Erwerbstätigkeit mit einem wöchentlichen Ar-
beitsvolumen von mindestens 15 Stunden als nicht mehr arbeitslos.

dürften überschaubar bleiben. Eine gute wirtschaftliche 
Entwicklung mit einer dynamischen Entwicklung der Bin-
nennachfrage hingegen schafft neue gute Arbeitsplätze 
und reduziert die Arbeitslosigkeit nachhaltig. Eine aktive 
Wirtschafts- und Fiskalpolitik, die in die Zukunft inves-
tiert, leistet hierzu einen wesentlichen Beitrag. In einem 
positiven wirtschaftlichen Umfeld, in dem viele neue Ar-
beitsplätze entstehen, kann dann ein effektiv ausgestal-
tetes Bürgergeld die Situation von Arbeitslosen und ihre 
Arbeitsmarktchancen verbessern.

Gleichgewicht zwischen Fördern und Fordern 
herstellen

Die notwendige sozialökologische Transformation als 
Antwort auf die Herausforderungen des Klimawandels 
und die Auswirkungen des demografi schen Wandels auf 
dem Arbeitsmarkt verlangen in den nächsten Jahren gro-
ße Anstrengungen und bringen Veränderungen mit sich. 
Verstärkt muss es deshalb darum gehen, ungenutzte Ar-
beitsmarktpotenziale zu heben, insbesondere unter den 
arbeitslosen Erwerbspersonen. Im Jahresdurchschnitt 
2021 waren immer noch 2,61 Mio. Personen registriert 
arbeitslos; davon befanden sich 61,8 % in der Grund-
sicherung für Arbeitssuchende. Arbeitslose Erwerbs-
personen, insbesondere aus dem Bereich des SGB II, 
möglichst über dauerhafte sozialversicherungspfl ichtige 
Beschäftigung wieder nachhaltig in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren, verlangt besondere Anstrengungen. Bildung 
und Qualifi kation sind hierbei in der sich verändernden 
Arbeitswelt von zentraler Bedeutung.

Deshalb muss mit dem Bürgergeld endlich die seit Ein-
führung des Arbeitslosengelds II bestehende Unwucht 
zulasten des Förderns behoben werden. Durch eine 
stärkere Betonung des Förderns und eine umfassende 
und zielgenaue Betreuung im Bürgergeld kann es gelin-
gen, die qualifi katorischen Voraussetzungen zu schaf-
fen, dass arbeitslose Bürgergeldbeziehende, die häufi g 
multiple Vermittlungshemmnisse aufweisen, in der neu-
en Arbeitswelt besser bestehen können. Der Fokus auf 
niedrigqualifi zierte und schlecht bezahlte Tätigkeiten, 
der in der Vergangenheit die Arbeitswelt der Grund-
sicherung prägte, ist nicht mehr zeitgemäß und würde 
für die Zukunft die Gefahr eines verstärkten qualifi kato-
rischen Mismatch zwischen Arbeitsangebot und -nach-
frage mit sich bringen.

Es ist deshalb zu begrüßen, dass die Bundesregierung 
den Vermittlungsvorrang nach § 3 Abs. 1 Satz 3 SGB II 
beim Bürgergeld abschaffen will. Die angestrebte Stär-
kung der Förderung von Weiterbildung, insbesondere 
auch von vollqualifi zierenden Ausbildungen, und der 
Qualifi zierung der Arbeitssuchenden sowie verbesser-
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schaftssystem, in dem unfreiwillige Arbeitslosigkeit ein 
gesamtwirtschaftliches Massenphänomen ist, haben 
Bürger:innen, die einer Erwerbstätigkeit nachgehen und 
nicht arbeitslos sind, ihren Beitrag geleistet und können 
vonseiten der Gesellschaft Unterstützung ohne Schika-
nen und Stigmatisierungen erwarten. In diesem Zusam-
menhang ist es sinnvoll, wie von den Koalitionsparteien 
angedacht, diese Personen zukünftig in der Arbeitslo-
senversicherung durch die Agenturen für Arbeit zu be-
treuen; sie könnten auch die Auszahlung des Bürger-
gelds an diese Personen übernehmen.

Die Arbeitslosenversicherung stärken

Neben den fehlenden Aussagen zur angemessenen Höhe 
des neuen Bürgergelds, die notwendig wären, um das ex-
plizit genannte Ziel der Befähigung zur gesellschaftlichen 
Teilhabe sicherzustellen, wird leider im Koalitionsvertrag 
die aktuell bestehende Unwucht zwischen Arbeitslosen-
versicherung und Bürgergeld nicht angesprochen. Der-
zeit erhält der größte Teil der Arbeitslosen nicht die Ver-
sicherungsleistung Arbeitslosengeld, sondern Arbeitslo-
sengeld II. Die Arbeitslosenversicherung als Pfl ichtversi-
cherung gegen das Risiko Arbeitslosigkeit sollte jedoch 
wieder den Vorrang erhalten und das Bürgergeld im Falle 
von Arbeitslosigkeit quantitativ nachrangig sein.

Empfehlenswert wäre es deshalb, die Schutzwirkung der 
Arbeitslosenversicherung für Erwerbspersonen, die Bei-
tragszahlungen geleistet haben, wieder zu erhöhen. Dies 
könnte durch eine Verlängerung der Bezugsdauer des 
Arbeitslosengelds und niedrigere Zugangshürden zum 
Arbeitslosengeld für Erwerbstätige in kurzfristiger und 
unstetiger Beschäftigung erreicht werden (für konkrete 
Vorschläge siehe unter anderem Bäcker, 2021). 

Im Einklang mit der beabsichtigten verstärkten Förderung 
von Qualifi zierung und Weiterbildung sollte zudem über 
eine Weiterentwicklung der Arbeitslosenversicherung 
hin zu einer Arbeitsversicherung nachgedacht werden 
(Schmid, 2008; Hans et al., 2017).

Schlussbemerkungen

Eine Reform des Arbeitslosengelds II ist überfällig. Es ist 
begrüßenswert, dass die Bundesregierung das bisherige 
Arbeitslosengeld II durch ein Bürgergeld ersetzen will. 
Auch wenn die konkrete Ausgestaltung abgewartet wer-
den muss, sollte die Ampelkoalition dazu ermutigt wer-
den, den großen Schritt zu wagen und ein Bürgergeld zu 
schaffen, welches wirklich die gesellschaftliche Teilhabe 
der Bezieher:innen sicherstellt und ihnen gleichzeitig ei-
ne wirkliche Unterstützung hinsichtlich einer nachhaltigen 
Integration in gute Arbeit bietet.

Euro (= 12 Euro × 15 Arbeitsstunden × 4,35 Wochen) bei 
100 % liegt. Ab dieser Verdienstgrenze sollte der Verlauf 
zudem möglichst attraktiv ausgestaltet sein.3 Ziel sollte 
eine nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt sein, die 
durch einen Minijob mit geringem Stundenumfang nicht 
erzielt werden kann.

Eine solche Neuausrichtung wäre zudem ein klares Si-
gnal an die Arbeitgebendenseite; substanzielle Arbeits-
nachfrageeffekte wären zu erwarten. Die bisherigen 
Transferentzugsraten sind eine Einladung an Betriebe, 
Bezieher:innen von Arbeitslosengeld II lediglich Minijobs 
mit einem sehr geringen Stundenvolumen anzubieten. 
Dies wäre zukünftig nicht mehr attraktiv und der Fokus 
des Kombilohnelements im Bürgergeld würde geschärft.

Im Arbeitslosengeld II berechtigte Einwände, dass für 
viele Haushalte diese Minijobs unverzichtbar sind, um 
die zu niedrigen Regelsätze des Arbeitslosengelds II et-
was aufzustocken, lassen sich beim Bürgergeld prinzi-
piell einfach beheben. Die Regelsätze sollten endlich so 
berechnet werden, dass die gesellschaftliche Teilhabe 
der Bürgergeldbeziehenden wirklich garantiert ist. Ent-
sprechende Vorschläge liegen vor (siehe beispielsweise 
Becker, 2021). 

Bestimmten Personengruppen, wie beispielsweise Allein-
erziehenden, denen aufgrund ihrer persönlichen oder fa-
miliären Situation ein wöchentliches Arbeitsvolumen von 
mindestens 15 Arbeitsstunden schwerer fallen dürfte, 
sollte durch konkrete Betreuungsangebote und – wo sinn-
voll auch durch zusätzliche (zeitlich befristete) arbeitge-
berseitige Lohnsubventionen geholfen werden. Denn für 
diese Personengruppen ersetzen Minijobs ebenfalls keine 
richtige Arbeitsmarktintegration mittels einer sozialversi-
cherungspfl ichtigen Beschäftigung.

Richtig ist, dass zukünftig im Rahmen des Bürgergelds 
in den ersten zwei Jahren keine Vermögensanrechnung 
erfolgen soll, das Schonvermögen erhöht sowie die An-
gemessenheit der Wohnung geachtet wird. Im Hinblick 
auf sozialversicherungspfl ichtige Erwerbspersonen, de-
ren Arbeitsvolumen 15 Wochenstunden und mehr be-
trägt, könnte zudem darüber nachgedacht werden, auf 
eine Vermögensprüfung oder -anrechnung dauerhaft 
weitgehend zu verzichten; die Möglichkeit von Sank-
tionen ist für diesen Personenkreis auf jeden Fall un-
angebracht und würde dem Prinzip des Förderns und 
Forderns widersprechen: In einem kapitalistischen Wirt-

3 So haben beispielsweise Bündnis 90/Die Grünen und die FDP sowie 
das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und das ifo-
Institut Vorschläge zur Reform des Arbeitslosengelds II und damit der 
Transferentzugsraten veröffentlicht. Für eine tabellarische Gegen-
überstellung der Vorschläge siehe Blömer et al. (2021, Tab. 1).
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Title: Introducing the Citizen’s Income (Bürgergeld): Making Bold Changes

Abstract: The new German federal government wants to replace the unemployment benefi t II (Arbeitslosengeld II) with a so-called citi-

zen’s income (“Bürgergeld”). In doing so, it needs to make major changes. Measures outlined in the coalition agreement indicate that 

the existing imbalance in the so called support and claim-approach (“Fördern und Fordern”) for the long-term unemployed will be fi nally 

readjusted towards supportive policy measures such as training. The reform of the in-work benefi t element should aim at supporting 

sustainable employment subject to social security contributions. However, to live up to its name, the citizen’s income must ensure genu-

ine social participation for those receiving the citizen’s income.


